
Die größte Wirkung wird GEAS an 
den Außengrenzen entfalten. 
Kannst du die wichtigsten Aspekte 
nennen? 
 
Legalisiert wird zunächst das 
beschleunigte Verfahren in den so-
genannten Grenzverfahren. Also 
etwas, das Griechenland schon 
lange praktiziert bei Menschen, die 
über angeblich sichere Drittstaaten 
kommen, wie die Türkei oder 
wenn man Syrien auf einmal als 
„sicheren Drittstaat“ deklariert. Die 
Anträge werden dann schnell 

bearbeitet und im Zweifelsfall 
abgelehnt. Die Idee ist, dass man 
aus den Grenzverfahren heraus die 
Menschen abschiebt. Damit löst 
man diese Abschiebeprobleme 
nicht, die es bisher schon gab. 
GEAS bringt auch hier eine Legali-
sierung von schon bekannten 
Praktiken. Neu ist, dass es jetzt 
eine sogenannte flexible Solidarität 
geben soll. Also die 
Mitgliedstaaten müssen in einen 
sogenannten Solidaritätspool 
bestimmte Beiträge leisten, das 
kann finanzieller Art sein oder sie 

übernehmen Menschen im 
Rahmen einer Relocation oder sie 
liefern operationelle Unterstützung 
zur Grenzsicherung. Die Idee: Au-
ßengrenzverfahren im Gegenzug 
zur Solidarität mit den Außengren-
zen-Staaten der EU. Wir konnten 
in diesem ersten Zyklus, in dem 
diese Beiträge verhandelt werden 
sollten, aber schon sehen, dass ei-
gentlich alle Mitgliedstaaten sehr 
zurückhaltend reagierten. Fast alle 
haben behauptet, sie seien 
überlas  tet und seien deshalb von 
den Solidaritätsleistungen ausge -
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          G E A S
Am 12. Juni 2026 wird die Reform des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems, kurz GEAS, in Kraft treten. Das ist auf jeden Fall ein Mei-
lenstein. In welche Richtung entwickelt sich die europäische Flücht-
lingspolitik mit dieser Reform, fragen wir den Rechts- und Sozialwis-
senschaftler Maximilian Pichl. 
 
Vorab und in Kürze: Die GEAS-Reform legalisiert viele Abschottungsprak-
tiken, die schon bisher in Europa so abliefen: Also vieles von dem, was 
wir in Griechenland, Spanien oder Italien an den Außengrenzen erlebt 
haben, wie beschleunigte Grenzverfahren ohne eine inhaltliche Prüfung 
der Asylanträge. Das wird jetzt Gesetz. Das verändert natürlich auch die 
rechtlichen Auseinandersetzungen, weil solche Verfahren auf einmal eu-
roparechtlich verankert sind. Das ist ein Problem auch für zukünftige 
Auseinandersetzungen. Im Endeffekt besteht eine große Ambivalenz: Auf 
der einen Seite haben wir Nationalstaaten, die sich alle über die EU 
beschweren und sagen, die EU würde eine harte Migrationspolitik verhin-
dern. Auf der anderen Seite geht mit der GEAS-Reform die größte 
Europäisierung in diesem Bereich einher, die man sich vorstellen kann, 
weil fast alle Regelungen aus Richtlinien in Verordnungen übertragen 
werden, die unmittelbar anwendbar sind und dadurch eine viel stärkere 
Rechtsbindungskraft für die Nationalstaaten haben. Sie engen die Natio-
nalstaaten an vielen Stellen der Migrationspolitik noch mal stärker ein 
als zuvor. Das ist ein Widerspruch zum öffentlichen Lamento der 
Nationalstaaten gegenüber der EU. Und trotz alledem darf man nicht 
vergessen, dass sich die Kräfteverhältnisse in der EU gerade ändern, und 
es rechte Mehrheiten für genau diesen Kurs der Abschottung gibt, um 
damit auch das, was die Nationalstaaten machen, zu legitimieren.
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nom men. Der große Wurf – 
gemeinsam die Verteilungen 
Geflüchteter in Europa zu 
organisieren – ist ausgeblieben. 
Das, was die südeuropäischen 
Staaten haben wollten, ist nicht 
eingetreten und so ist der Anreiz 
für diese Staaten gering zu sagen: 
Wir nehmen diese Leute alle in 
diese Grenzverfahren auf und sind 
verantwortlich für die Verfahren. 
Die Konsequenz dürfte deshalb 
noch mal verschärfte Pushbacks 
sein um Leute abzuhalten, reinzu-
kommen, und bei den Menschen, 
die drin sind, nicht so genau 
hinzuschauen und hoffen, dass die 
sich von alleine in andere EU-Staa-
ten aufmachen.  
 
Die Aufnahmerichtlinie ist das ein-
zige Regelwerk, das keine Verord-
nung wurde. Sie regelt unter ande-
rem die Unterbringung, die 
Gesundheitsversorgung, die Bewe-
gungsfreiheit, das Recht zu arbei-
ten, den Schulbesuch. Warum ist 
das noch eine Richtlinie? 
 
Es gibt große Schwierigkeiten, 
dass sich die EU-Mitgliedstaaten 
hier auf eine Verordnung einigen 
und die Aufnahme mit einer so 
starken Rechtsverbindlichkeit fest-
schreiben wie etwa beim Thema 
Abschiebung. Das bedeutet 
jedoch, dass wir ein zentrales Pro-
blem im GEAS fortführen, nämlich 
die miserablen Aufnahmebedin -
gungen in den Staaten an den Au-
ßengrenzen. Menschen werden 
der Obdachlosigkeit anheimge -
stellt, haben keinen Zugang zu 

Leistungen, keine ordentlichen Un-
terkünfte. Zwar sagt die 
Aufnahme richtlinie eindeutig, dass 
all das gewährleistet werden muss, 
aber wie sie es tun, das steht den 
Nationalstaaten offen. Zudem 
besteht ein Durchsetzungsproblem 
des Europarechts an dieser Stelle. 
Es gibt ja beispielsweise als eine 
der wenigen positiven Aspekte der 
GEAS-Reform Verbesserungen des 
gleichen Zugangs zur Gesundheits-
versorgung und zur Schulpflicht 
für junge Geflüchtete wie für die 
Einwohner*innen des jeweiligen 
Nationalstaats. Ob sich das aber in 
allen Staaten durchsetzen lässt, ist 
die große Frage. Die Reform zeigt, 
dass man da, wo es um die 
Aufnahme der Leute geht, sehr zu-
rückhaltend ist mit durchsetzungs-
kräftigen Rechtsinstrumenten.  
 
Kommen wir mal zur Situation in 
Deutschland. Was bringt GEAS mit 
für Geflüchtete in Deutschland?  
 
Ich denke, ein großer Unterschied 
wird sein, dass wir mehr Inhaftie-
rungen erleben werden. Wo Tran-
sitbereiche bestehen, wird es 
Grenzverfahren an den Flughäfen 
in Deutschland geben. Da baut 
man jetzt bereits Haftzentren 
stärker aus, weil die Menschen in 
den Grenzverfahren erst mal in 
diese de facto Inhaftierung 
kommen. Die Fiktion der Nichtein-
reise kennen wir schon aus dem 
deutschen Flughafenverfahren. Das 
wird nur ausgeweitet auf eine 
erheblich größere Gruppe und 
auch über eine längere Zeitdauer. 

Bisher lief das Flughafenverfahren 
relativ zügig innerhalb von gut 
zwei Wochen ab. Jetzt bekommen 
wir eine Situation, in der 
Menschen sich 12 Wochen im 
Grenzverfahren befinden und viel-
leicht anschließend noch mal 12 
Wochen in einem möglichen 
Rückkehrverfahren. Da werden wir 
ein vermehrtes Aufgreifen von Per-
sonen erleben, die sich nach 
Deutschland durchgeschlagen 
haben und die dann von der Bun-
despolizei in diese Grenzverfahren 
gebracht werden. Diese Menschen 
müssen einem Screening unterzo-
gen werden, das kann man nicht 
einfach an der Grenze durchfüh -
ren, sondern das wird in bestimm-
ten Aufnahmeein richtun gen statt -
finden. Auch das wird ein großer 
Unterschied sein.  
 
Die GEAS-Reform tritt am 12. Juni 
in Kraft, und zugleich wird schon 
an Änderungen gearbeitet, gibt es 
eine Reform der Reform? Welchen 
Stellenwert wird diese GEAS-
Reform haben? 
 
Die Europäische Union hat mit der 
GEAS-Reform drei Ziele 
verbunden: die Einigkeit unter den 
EU-Mitgliedstaaten herzustellen, 
die extreme Rechte zu schwächen 
und Schengen, das Bewegungsfrei-
heit ohne Grenzkontrollen in der 
EU garantiert, zu erhalten. Und ich 
denke, alle drei Ziele hat die Kom-
mission nicht erreicht. Also bereits 
kurz nach Verabschiedung der Re-
form sind viele Nationalstaaten 
einen eigenen Weg gegangen, 
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wenn man sich das Albanien-
Italien Modell anschaut oder auch 
das einseitige Außerkraftsetzen des 
Asylrechts in Griechenland oder in 
Polen. Was wir auch sehen 
können, ist, dass die extreme 
Rechte überhaupt nicht 
geschwächt ist, sondern im 
Europaparlament werden mit ihr 
Mehrheiten gefunden für härtere 
Abschieberegelungen. Und entge-
gen der Ankündigung, man wolle 
die Binnengrenzkontrollen wieder 
aufheben, werden die ja auch 
über die Inkraftsetzung von GEAS 
fortgeführt, wie das deutsche Bun-
desinnenministerium mitgeteilt hat. 
Fazit: Alle drei Ziele sind bisher 
fehlgeschlagen.  
 
Ist es plausibel, dass viele 
Menschen in Zukunft durch die 
Zunahme der Repressionen und 
der wachsenden Kontrolle der Be-
wegungsfreiheit versuchen, sich 
dem zu entziehen und sich in irre-
guläre Verhältnisse und 
Arbeitsmärkte zu flüchten? 
 
Das ist eine Annahme, die viele 
Migrationsforscher*innen teilen, 

und 

der ich mich anschließen 
würde. Wichtig ist hier auch die 
Vorenthaltung von 
Sozialleistungen für Menschen, die 
sich im Dublin-Verfahren 
befinden. Bisher haben sich 
Geflüchtete bei den Behörden ge-
meldet, und haben versucht, über 
einen Asylantrag eine Regularisie-
rung zu erreichen. In Staaten wie 
Italien oder Spanien war der Grad 
der Illegalisierung höher als in 
Deutschland. Ich denke, wir 
werden dann in der 
Schattenwirtschaft und in irregulä-
ren Arbeitsverhältnissen eine 

erhöhte Anzahl von Personen 
bekommen, die natürlich auch 
Opfer von Ausbeutung werden 
können. Es könnte ein 
Nebeneffekt dieser GEAS-Reform 
sein, dass sich auch Schleusernetz-
werke in Europa darauf einstellen 
und Menschen beraten oder dahin 
lotsen, wo sie vermuten, dass man 
sich behördlichen Zugriffen entzie-
hen kann.  
 
Wenn es mehr Kontrollen gibt, 
mehr Versuche, die Leute 
fernzuhalten, ist das eine Entwer-
tung dessen, was wir als 
europäisches Asylsystem kennen?  
 
Es gab in den vergangenen zehn 
Jahren sehr hohe 
Anerkennungsquoten Geflüchteter, 
was darauf hindeutet, dass es viele 
Menschen mit nachweisbarem 
Schutzbedarf gab. Natürlich unter-
liegen solche Asylverfahren auch 
immer politischen Konjunkturen 
und werden gesteuert. Jetzt sehen 
wir, dass versucht wird, 
politischen Einfluss zu nehmen 
und die Zahlen zu drücken. Wenn 
die Quoten nach unten gehen, be-
deutet das, dass Menschen weiter-

hin hier sein wer-

den, aber viel 
weniger Rechte haben werden. 
Und ich glaube, über diese Effekte 
macht sich die Politik bisher noch 
nicht so große Gedanken, obwohl 
es für eine Gesellschaft problema-
tische Spaltungseffekte haben 
kann. Menschen rutschen vermehrt 
in die Rechtlosigkeit ab und 
werden dadurch leichter Opfer 
von Ausbeutungsstrukturen.  
Problematisch finde ich auch, dass 
es keine Anreize gibt sich in die 
Gesellschaft zu integrieren, weil 
die Gesellschaft das ja nicht will. 

Das sind Nebeneffekte dieser 
Reform, die auf lange Sicht große 
Probleme bereiten können.  
 
Der spanische Ministerpräsident 
Pedro Sánchez hat eine 
Regularisierung angekündigt, das 
heißt, eine Legalisierung des Auf-
enthaltsstatus von Personen, die 
sich mindestens ein Jahr 
illegalisiert im Land befinden und 
einen Job haben. Ist zu erwarten, 
dass das jetzt auch wieder zu Kri-
tik bei den anderen EU-Staaten 
führt? Wären Regularisierungen 
etwas, worüber wir in Europa 
debattieren sollten? 
 
Spanien hat eine Sonderrolle. 
Erstens diese lange Geschichte der 
Regularisierungskampagnen. Zwei-
tens ist Spanien von der demogra-
fischen Krise deutlich schärfer be-
troffen als andere Länder. 
Aufgrund der Wirtschaftskrise An-
fang der 2010er Jahre sind viele 
junge Menschen aus Spanien 
zumindest zeitweilig 
ausgewandert. Ich glaube, in die 
Regularisierung spielen auch 
spezifische politische Faktoren 
hinein, weswegen nicht zu erwar-
ten ist, dass das überall in Europa 

Nachahmer finden wird. 

Einen 
europäischen Effekt kann es 
trotzdem haben, weil durch eine 
Regularisierung in Spanien nach 
bestimmten Fristen auch die Mög-
lichkeit der Weiterreise in andere 
EU-Staaten besteht. Es gibt 
massive Kritik an den Regularisie-
rungsplänen innerhalb Spaniens 
von rechten Parteien wie VOX. 
Zugleich wurde die Regularisie -
rung in Spanien von einer großen 
zivilgesellschaftlichen Bewegung, 
den Kirchen und den Willkom -
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mens bewegungen nach 2015 
gestützt und gefordert. Ich glaube 
aber nicht, dass die Regularisie -
rung eine wirkliche Kompensation 
sein kann für das, was durch 
GEAS wegfällt oder wo die 
Zugänge gekappt werden. Für 
viele der Migrantinnen und 
Migranten, die nach Spanien kom-
men, bräuchte es eigentlich ganz 
andere Modelle, etwa Visa für eine 
zirkuläre Migration. Viele wollen 
vielleicht gar nicht die ganze Zeit 
in Europa bleiben, sondern für 
eine Weile in Europa sein und ar-
beiten und dann wieder in ihre 
Herkunftsstaaten zurückkehren. 
Und dann vielleicht wieder mal 
nach Europa kommen. Aber 
solche Modelle zirkulärer Arbeits -
visa gibt es nicht. Also entweder 
du kommst rein und bleibst oder 
du kommst nicht rein. Wir haben 
hier eine Situation, die sicherlich 
nicht sinnvoll ist für die Arbeits -
marktverhältnisse. Und es stellt 
sich die Frage, ob fern des Asyl -
sys tems in Europa angesichts der 
virulenten Demografie-Krise, die 
alle Staaten betrifft, nicht eine 
wirt schaft liche Ratio verlangt, in 
der Arbeitskräfte-Einwanderung 
noch mal kreativer zu werden. 
Hier kann ich mir schon 
vorstellen, dass kapitalistische 

Logiken mehr 

Möglich-
keiten der Anwerbung oder der 
Einreise verlangen.  
 
Wenn wir die Folgen der GEAS-Re-
form in den Blick nehmen. Braucht 
es mehr Polizei und Behörden, um 
das überhaupt umsetzen zu 
können? 
 
Es fällt in der Diskussion oft 
hinten runter, dass dieses Grenzre-

gime unglaublich viel Geld 
verschlingt, Milliarden von Euro in 
der ganzen Europäischen Union, 
die man nicht in Integration und 
Aufnahme steckt, sondern in den 
Versuch des Festsetzens der Men-
schen in Lagern und in den 
Aufbau von Lagern. Das wird 
noch mal verstärkt der Fall sein 
bei den Return Hubs, die jetzt an-
gedacht werden. Zur Erinnerung: 
Das Ruanda-Modell hat fast 800 
Millionen britische Pfund gekostet. 
Das Albanien-Modell 600 Millionen 
Euro. Das sind wahnsinnige Sum-
men, die da verpulvert werden. 
Und da sieht man zugleich, dass 
diese europäische Migrations -
politik nicht in jeder Hinsicht der 
ökonomischen Logik folgt, son -
dern ganz andere Fragen eine 
Rolle spielen, wie Abschottung 
und Rassismus sowie Menschen 
fernhalten und Menschen kontrol-
lieren wollen. Auch ein System, 
das auf de facto Inhaftierung setzt, 
wird massiv Ressourcen verschlei-
ßen.  
 
Einige Staaten, wie Ungarn und 
Polen haben schon gesagt, dass 
sie sich bei GEAS vor allem nicht 
an den Solidaritätsmechanismus 
halten. Wir sehen beim deutschen 
Innenminister Alexander 
Dobrindt, dass dessen Binnen -
grenz kontrol len und Zurückwei -

sungen 

auch Asylsuchender euro-
päisches Recht missachtet. Ist 
diese verstärkte Ignoranz und of-
fene Missachtung des euro -
päischen Rechts etwas, das wir bei 
GEAS mitbedenken müssen?  
 
Wir sehen, dass Rechtsbrüche an 
den europäischen Außengrenzen, 
die schon seit Jahrzehnten 

hingenommen werden, jetzt auch 
zu Rechtsbrüchen innerhalb von 
Europa führen. Und ich sehe da 
auch nicht, dass das sich abmil -
dern würde. Ganz im Gegenteil. 
Auch im neuen GEAS gibt es 
keine wirksamen Instrumentarien, 
um das bestehende Recht durch -
zu setzen. Allein bei dem Solidari -
tätsmechanismus, vertraut man auf 
den Goodwill der Staaten sich 
daran zu beteiligen. Und wenn 
Ungarn oder Polen sagen, wir ma-
chen das nicht mit, dann hat die 
Kommission nicht mehr viel in der 
Hand, um das durchzusetzen. Ich 
glaube, hier sieht man ganz 
deutlich, dass eines der zentralen 
Ziele von GEAS, nämlich den 
Streit zwischen den Mitglied staaten 
beizulegen, nicht erreicht 
wird. Und diese 
Hervor hebung an-
geblicher natio-
naler Interessen 
durch zum 
Beispiel 
Ungarn oder 
Polen 
existiert 
ohne große 
Unter schiede 
zwischen rechts-
autoritären Kräften 
und den 
demokratischen 
Kräften in 
Europa.< 

 
Das Gespräch führte  
Stephan Dünnwald. 
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